Amts⸗ 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Blatt 


Nro. 27. 


Inhalt des Bundesgeſetzblattes des Nord⸗ 


deutſchen Bundes. 
Das 18te und 19te Stück des Bundes ⸗Geſetz⸗ 
Blattes pro 1870 enthält unter: 
Nr. 501. das Geſetz wegen Abänderung der Verord⸗ 


nung, die Beſteuerung des im Inlande erzeugten 


Rübenzuckers betreffend, vom 2. Mai 1870; 
Nr. 502. 

Eiſenbahn, vom 31. Mai 1870; 
Nr. 503. das Geſetz 

vom 1. Juni 1870; 
Nr. 504. die Verordnung, 


Marienwerder, den 6. Juli 


das Geſetz, betreffend die St. Gotthard: 
über die Abgaben von der Flößerei, 
betreffend die Ausführung 


— 


ermäßigte Taxe geeignet ſind; die einzelnen Gegen⸗ 


ſtände dürfen aber alsdann nicht mit verſchiedenen 

Adreſſen oder beſonderen Adreß⸗Umſchägen verfehen fein. 

VI. Circulare pp. von verſchiedenen Abſen⸗ 

dern dürfen nur dann, wenn ſie auf ein und demſelben 

Blatte oder Bogen gedruckt, lithographirt oder metallo⸗ 

graphirt ſind, unter einem Bande (Verſchnürung) 
verſendet werden. 

Im F. 20., betreffend durch Expreſſen zu be⸗ 

ſtellende Sendungen, erhalten der Abſatz II. 

unter 2. und der Abſatz III. folgende Faſſung: 

II. 2) Bei Erpreßbeftellungen nach dem Land⸗ 


des Geſetzes vom 1. Juni über die Abgaben von beſtellbezirke der Poſtanſtalt: 


der Flößerei, vom 1. Juni 1870; 
Nr. 505. die Bekanntmachung, 


Die Verpflichtung der Poſtverwaltung zur expreſſen 


betreffend die Prüfung Beſtellung in die Wohnung des Adreſſaten erſtreckt ſich 


der Seeſchiffer und Seeſteuerleute auf Deutſchen auf das Formular zum Ablieferungsſchein oder den 


Kauffahrteiſchiffen, vom 30. Mai 1870; 


Nr. 506. das Geſetz, betreffend das Urheberrecht an bis zum Gewichte von 5 
Abbildungen, muſikaliſchen Kompo⸗ 
Atonen und dramatiſchen Werken, vom 11. Juni 
1870. 


Schriftwerken, 


Serordnungen und Bekanntmachungen der 
Central Behörden. 0 


) Abänderungen 
des Reglements vom 11. Dezember 1867 zu dem 
Geſetze über das Poſtweſen des Norddeutſchen Bundes. 
Das unterm 11. Dezember 1867 erlaſſene 
Reglement zu dem Geſetze über das Poſtweſen des 
Norddeutſchen Bundes vom 2. November 1867 erfährt 
einzelne Abänderungen, welche auf Grund der Vor⸗ 
ſchrift im 8. 57. des angeführten Geſetzes nachſtehend 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden. 
Im F. 14., die Drackſachen betreffend, erhalten 
die Abſätze II., V. u. VI. folgende Faſſung: 
II. Die Sendungen müſſen offen, und zwar 
entweder unter ſchmalem Streif⸗ oder Kreuzband, oder 
umſchnürt, oder aber in einfacher Art zuſammengefaltet 
eingeliefert werden. Das Band (Verſchnürung) muß 
dergeſtalt angelegt fein, daß daſſelbe abgeſtreift, und 
die Beſchränkung des Inhalts der Sendung auf Gegen⸗ 
ſtände, deren Verſendung unter Band (Verſchnürung) 
geſtattet iſt, erkannt werden kann. 

V. Mehrere Gegenſtände dürfen unter einem 
Bande (Verſchnürung) verſendet werden, ſofern ſie 
von demſelben Abſender herrühren und überhaupt 
zur Verſendung unter Band (Verſchnürung) gegen die 
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Begleitbrief und auf Packete ohne declarirten Werth 
Pfund, ſowie auf Sendungen 
im declarirten Einzelwerthe bis zu 50 Thalern oder 
87½ Gulden und bis zum Gewichte von 5 Pfund. 

III. Bei Erpreß = Boftanweifungen nach dem 
Orts⸗ oder Landbeſtellbezirke der Poſtanſtalt werden 
die Geldbeträge bis zu 50 Thalern oder 87 ½ Gulden 
dem Expreßboten mitgegeben. 

Im F. 22., betreffend den Ort der Einlieferung 
der Poſtſendungen, erhält der Abſatz III. 
folgende Faſſung: 

III. Den Landbriefträgern dürfen auf ihren 
Beſtellungsgangen zur Abgabe bei der Poſtanſtalt ihres 
Stationsortes oder zur Beſtellung unterwegs die nach⸗ 
bezeichneten Gegenſtände übergeben werben: 

gewöhnliche Briefe, Druckſachen und Waaren⸗ 

proben, recommandirte Sendungen, 


Poſtanweiſungen im Einzelnen bis zum 
Werd mit Werth⸗, beziehungsweiſe 
Werthsdeclaration Poſtvorſchußbetrage von 

Poſtvorſchußſendungen ) 50 Thlrn. od. 87½ Guld. 


Eine Verpflichtung zur Annahme von Packet⸗ 
ſendungen liegt den Landbrieſträgern nicht ob. 
Im F. 34., betreffend die Aushändigung der 
Sendungen pp., erhält der Abſatz II. folgende 
Faſſung: 
II. Recommandirte Sendungen, Briefe und 
Packete, deren Werth declarirt iſt; ſowie die zu den 
Packeten mit declarirtem Werthe gehörigen Begleit⸗ 
briefe, ferner bei Poſtanweiſungen die auszuzahlenden 
Geldbeträge werden, inſofern die Abholung von der 


Ausgegeben in Marienwerder den 7. Juli 1870. 


Poſt erfolgt ($. 33.), an denjenigen ausgehändigt. Abweichend hiervon wird im Verkehr zwiſchen 
welcher der Poſtanſtalt das über die Sendung ſprechende, Baden, Bayern, Württemberg und Hohenzollern einer⸗ 
mit dem Namen des Adreſſaten unterſchriebene For⸗ und Frankreich, der Schweiz und Italien andererſeits 
mular zum Ablieferungsſcheine, beziehungsweiſe die nur die Vereinsgebühr von 8 Sgr. gleich 28 Kr. 
unterſchriebene Poſtanweiſung überbringt und aushändigt. Süddeutſch gleich 1 Fre. erhoben, wenn die Depeſchen 
Berlin, den 26. Juni 1870. f innerhalb des Vereins nur die Linien zweier oder 
Der Kanzler des Norddeutſchen Bundes. mehrerer der obigen Länder berühren. 1 
In Vertretung: Delbrüek. Zu dieſer Vereinsgebühr treten die nach dem 
2) Nach den Vereinbarungen des Telegraphen⸗ internationalen Tarif zu berechnenden ausländiſchen 
Vertrages zwiſchen dem Nordd utſchen Bunde, Bayern, Gebühren. 
Wilrttemberg, Baden, Oeſterreich⸗Ungarn und den Hierbei gilt als Regel, daß die Gebühren nach 
Niederlanden, de dato Baden⸗Baden, den 25. Oktober dem wohlfeilſten Wege zwiſchen dem Urſprungs⸗ und 
1868, treten mit dem 1. Juli d. J. für die telegra⸗dem Beſtimmungsorte der Depeſche zu berechnen find, 
phiſche Vereins⸗Correſpondenz neue Tarif⸗Beſtimmungenſes ſei denn, daß dieſer Weg unterbrochen oder bedeu⸗ 
in Kraft. tend weiter iſt, oder daß der Aufgeber in ſeiner De⸗ 
In Folge deſſen erhält der $. 13. der Telegraphen⸗peſche einen andern Weg vorgefchrieben hat (contr. $ 6.). 
Ordnung vom Dezember 1868 nachſtehende veränderte Eine ſolche Vorſchrift iſt dann nicht nur für die 
Faſſung: Berechnung der Gebühren, ſondern auch für die In⸗ 
„§. 13. Beförderungsge bühren. ſtradirung der Depeſche maßgebend, inſofern nicht 
Bei der Feſtſtellung der Gebühren iſt ſtets eine dienſtliche Rückſichten es verhindern, in welchem Falle 


einfache Depeſche, d. h. eine Depeſche, welche höch⸗ jegliche Beſchwerde unzuläſſig iſt. 


ſtens 20 Worte enthält, zu Grunde gelegt. Die auf 

die einfache Depeſche anwendbare Taxe erhöht ſich um 

die Hälfte für je 10 Worte mehr. 

Zur Ermittelung der Gebühren für die telegra⸗ 
phiſche Beförderung der Staats⸗ und Privat⸗Depeſchen, 
welche innerhalb des Vereinsgebietes verbleiben, iſt 
das geſammte Vereinsgebiet dergeſtalt in viereckige 
Flächen zerlegt, daß jeder Breitengrad in 5, jeder 
Längengrad in 3 gleiche Theile getheilt und durch die 
Theilungspunkte Meridian⸗ und Parallelkreiſe gezogen 
find. Die dadurch entſtandenen je 15 Vierecke werden 
Taxquadrate genannt. 

Die Gebühren für einfache Depeſchen von 20 
Worten betragen nun: 

a) 8 Sgr. gleich 28 Xr. Süddeutſch gleich 40 Xr. 
Oeſterreichiſche Währung gleich 0,0 Gulden Nieder⸗ 
ländiſch gleich 1 Fre. Franzöſiſch, 
bei der Beförderung zwiſchen Stationen eines 

und deſſelben Taxquadrats unter einander, ſowie 
zwiſchen denſelben und ſolchen Stationen, welche 
innerhalb der nächſten, das Taxquadrat umge⸗ 
benden 8 Quadratreihen (Taxviereck) gelegen 
ſind, mit Hinwegfall derjenigen 40 Quadrate, 
welche außerhalb des in dieſes Taxviereck einge 
ſchriebenen Kreiſes fallen (J. Zone); 

b) 16 Sgr. gleich 56 Kr. Süddeutſch gleich 80 Kr. 
Oeſterreichiſche Währung gleich 1 Gulden Nieder⸗ 
ländiſch gleich 2 Fres. Franzöſiſch, 


Bei Berechnung der Gebühren für Depe: 
schen, !welelre innerhalb des Norddeutschen 
Telegraphen-Gebietes verbleiben (ausschliess- 
lich der Depeschen nach und aus den Hohen- 
zollernschen Landen, welche dem Vereins- 
Tarif unterliegen), werden 3 Zonen unter- 


schieden und betragen die Gebühren: 


für die 1. Zone 5 Sgr., 
für die 2. Zone 10 Sgr., 
für die 3. Zone 15 Sgr. | 

Die erste Zone begreift gegen 11—18, die 
„weite Zone, gegen 44—52 Meilen directer 
Entfernung. 

Für den Verkehr mit dem Auslande be- 
trägt, wenn ausser den Norddeutscheu nicht 
auch die Linien anderer Vereins-Staaten be- 
rührt werden, die Norddeutsche Gebühr ohne 
Rücksicht auf die Entfernung 20 Sgr. (unbe- 
schadet jedoch solcher abweichenden Tarif- 
Bestimmungen, welche mit fremden Regierungen 
für den Verkehr mit den betreffenden Staaten 
vereinbart sind oder noch vereinbart werden 
sollten.)“ 4 


Berlin, den 18. Juni 1870. 


Der Kanzler des Norddeutſchen Bundes. 


In Vertretung: Delbrück. 
3) Das Großherzoglich Heſſiſche Miniſterium 


der Finanzen hat in Gemäßheit des Artikels 4. des 


ber der Beförderung zwiſchen Stationen eines Geſetzes vom 26. April 1864, die Einziehung der 
Taxquadrates und allen übrigen außerhalb des Grundrentenſcheine und die Ausgabe eines neuen 
Bereiches ad a. gelegenen Stationen (II. Zone). Staatspapiergeldes betreffend, und mit Bezugnahme 
Für den Verkehr mit dem Vereins⸗Auslande be⸗ auf die Bekanntmachungen vom 23. November 1866 
trägt die Gebühr bis zur Vereinsgrenze, ohne Rückſicht (Nr. 52. des Großherzoglich Heſſiſchen Regierungsblatts) 


auf die Entfernung: 


und vom 29. Mai 1867 (Nr. 26. deſſelben Blatts), 


24 Sgr. gleich 1 Fl. 20 Kr. Oeſterreichiſch gleich nach welchen im November 1866 mit der Einziehung 


1 Fl. 24 Kr. Süddeutſch gleich 1,50 Gulden Nieder⸗ 
ländiſch gleich 3 Fra, 


der Grundrentenſch ine der Anfang gemacht worden iſt 
und dieſelben ſeit dem 1. Juli 1866 ihre Eigenſchaft 


i rloren haben und nur noch bis] 3. eine Beſcheinigung des Ortspfarrers über die 
15 eee bel der Großherzoglichen ſittliche Führung und die Erfüllung der religiöſen 
Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe eingelöſt werden, mittelſt Pflichten . . 
Bekanntmachung vom 8. März d. J. zur öffentlichen 4. den Ausweis über ihr Militärverhältniß, 
Kenntniß gebracht, daß der Termin, nach deſſen Ab⸗ an die Königliche Seminar ⸗ Direktion in Graudenz 
lauf die Grundrentenſcheine allen Werth verlieren portofrei einzuſenden, und ſich am 28. September d. J., 
und einen Anſpruch an den Staat nicht mehr begründen Nachmittags 4 Uhr, bei derſelben perſönlich zu melden. 
können, auf den 31. Dezember 1870 feſtgeſetzt Diejenigen Lehrer, welche die perſönliche Meldung 
worden iſt. Die Inhaber von Großherzoglich Heſſiſchen unterlaſſen ſollten, oder deren Zeugniſſe bis zu dem 


Grundrentenſcheinen à 1 Fl., 5 Fl., 10 Fl., 35 Fl. 
und "70 Fl. find daher durch die oben gedachte Be⸗ 
kanntmachung aufgefordert worden, dieſelben jedenfalls 
ror dem 1. Januar 1871 bei der Staatsſchulden⸗ 
Tilgungskaſſe zu Darmſtadt zur Einlöſung zu praſen⸗ 
tiren, da vom 1. Januar 1871 an eine Einlöſung 
dieſer geſetzlich werthlos gewordenen Scheine nicht 
mehr ſtattfinden kann. * 
Berlin, den 16. April 1870. Ach . 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe u. öffentliche Arbeiten. 
Itzenplitz. 


Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphausen, 


rovinzial: Behörden. 


A) Der dieſer Amtsblatts⸗Nummer als Extra⸗ſtimmungen im 8: 2. der 


vorgedachten Termine nicht eingegangen ſind, haben 
keinen Anſpruch auf Zulaſſung zur Prufung. 

Die Herren Kreisſchulinſpektoren und Ortspfarrer 
katholiſcher Konſeſſion wollen die in ihren Bezirken, 
beziehungzweiſe Sprengeln, befindlichen Lehrer der ge⸗ 
dachten Kategorie auf dieſe Bekanntmachung noch be⸗ 
beſonders hinweiſen. 

N Marienwerder, den 30. Juni 1870. 

Königl. Regierung. Abtheil. für Kirchen⸗ u. Schulweſen. 
£ Gemäß der Ferien⸗Ordnung vom 16. April 

1850 — Juſtizʒ⸗Miniſterial⸗Blatt S. 129. — werden 

die diesjährigen Ernteferien bei dem Appellations⸗Ge⸗ 


richte und den Stadt⸗ und Kreisgerichten in deſſen De⸗ 
Berorbnungen und Bekanntmachungen der partement mit dem 21, 


Juli beginnen und bis zum 
Unter Hinweiſung auf die Be⸗ 
gedachten Ferien⸗Ordnung 


1. September dauern. 


Beilage beigefügte Nachtrag vom 29. November v. J. wird das Publikum aufgefordert, Anträge bei den Ge⸗ 


zu den Statuten der „Allgemeinen Renten Kapital⸗ und richten während jener Zeit auf 
Lebens Verſicherungs⸗Bank Teutonia zu Leipzig“ nebſt beſchränken, 


das denſelben genehmigende Reſcript der Herrn 


die Angelegenheiten zu 
welche einer Beſchleunigung wirklich be⸗ 


Miniſter dürfen und dieſe der Beſchleunigung bedürfenden Ein⸗ 


für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ſowie gaben mit dem Vermerke Faun Sa zu verſehen. 


des Innern vom u Na J. 
öffentlichen Kenntniß gebracht. nu & 8 
N Marienwerder, den 28. Juni 1870. 
Königliche Negterung. Abtheilung des Innern. 
5) 


wird hierdurch zur 


Strasburg und des Dominiums Friedeck, Kreiſes 

Strasburg, iſt die rotzverdächtige Drufe ausgebrochen. 
Marienwerder, den 30. Juni 1870. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Unter den Pferden des zum Rittergute bution in 
Stein A. gehörigen Vorwerks Windeck, des Dominii waltung dem Kaufmann Cohn daſelbſt 
Heimbrunn, des Förſters Frömming zu Forſthaus übertragen. Danzig, den 23. Juni 1870, 


14. bis 16. 
landwirthſchaftlicher Maſchinen und 


Marienwerder, den 29. Juni 1870. 
Königliches Appellations⸗ Gericht. 

- 8) Die nach der dieſſeitigen Bekanntmachung 
vom 11. Januar d. J. aufgehodene Stempel⸗Diſtri⸗ 
Neumark iſt wieder eingerichtet und die Ver⸗ 
widerruflich 


Der Provinzial⸗Steuer⸗Director. 


Hellwig. 
9 i s 


Fur die zu Flensburg in der Zeit vom 
September d. J. ſtattfindende Ausſtellung 
Geräthe, ſowie für 


Die Wiederholungsprüfung für die provi⸗ die in der Zeit vom 1. September bis 30. November 


oriſch angeſtellten katholi ehrer wird am 27., 28. d. J. in Neapel ſtattfindende internationale maritime 
an pen 3 in dem Königlichen Austellung werden auf der Oſtbahn die üblichen 
Schullehrer⸗Seminar zu Graudenz abgehalten werden. Transport⸗Erleichterungen dahin gewährt, daß nur bei 

Zur Wahrnehmung dieſes Prüfungs⸗Termins dem Hintransport die volle tarifmäßige Fracht zu ent⸗ 
find nach den beſtehenden Beſtimmungen alle biejenigen ricten iſt, der Rücktransport an den Ausfteller dage⸗ 
Lehrer verpflichtet, welche 5 Jahre und länger im gen auf der für den Hintransport benutzten Route — 
Amte ſind, ohne die definitive Beſtätigung erlangt nach dem Schluſſe der Ausſtellung in Flensburg 
zu haben, während auch diejenigen geprüften Lehrer, innerhalb 14 ka 11175 155 Schluſſe der Aus⸗ 
welche bereits zwei volle Jahre ein Schulamt verwal⸗ ſtellung in Neapel innerha Wochen —fracht⸗ 


ten, initi ugelaſſen frei erfolgt, wenn durch Vorlage des Frachtbriefes 
wehen können An j für den Hintransport und durch ein Atteſt der be⸗ 


treffenden Ausſtellungs⸗Commiſſion nachgewieſen wird,, 
daß die betreffenden Gegenftände auf der Ausſtellung 
geweſen und unverkauft geblieben ſind. 
Bromberg, den 21. Juni 1870. 
Königliche Direction der Oſtbahn. 


Die betreffenden Lehrer werden hierdurch aufge⸗ 
E bis en zum 1. gebaute d. J. 
zu Usher erlangte Prüfungszeugniß, Mi 
2. eine Veſcheinigung 15 Kreisſchulinſpektors über 
die bisherige amtliche Thätigkeit, 


10) Vom 1. Juli d. J. ab werden folgende, 
bisher der Normalklaſſe des Oſtbahntarifs angehörige 
Artikel in ermäßigte Klaſſen verſetzt und zwar: 

J. in die Klaſſe II. A 

Alkohol (wie Spiritus), Bleizucker, Boneſize, 
Drell aller Art unverpackt, Eiſenbeize, Farbehölzer 
(gemahlen), Farbewurzeln, Gambier (wie Gut), Horn⸗ 
ſpitzen (wie Hörner), Knicker (Märbel, Schüſſer), Neſſel, 
roh, gefärbt und bedruckt, Moſt von Wein und Obſt, 
Papiermaſſe (trockene), Säcke, neue, in feſten Rollen, 
Schiefertafeln, Schilf (Rohr), Stuhlrohr, Bruchmetall 
excl. von Blei und Eiſen, Colophonium, Degras de 
peau, Galipot (wie Harz). 

II. in die Klaſſe II. B. 

Jute und Jutegarn, Asphaltbrei, Baſt, Cocos⸗ 
nußthetle, Palmnußkörner und Erdnüſſe zur Oelgewin⸗ 
nung, Flegme (Lutter), Holzzeugmaſſe, Seifenſiderfluß, 
Naphtalin (Abfälle von Steinkohlentheer). 

III. in die Klaſſe II. C. 

Chamottmörtel, Trebern, Treftern. 

Bromberg, den 25. Juni 1870. 
Königliche Direction der Oſtbahn. 

11) Der Artikel „Garn aus Abfällen von 
roher Seide“ (nicht zu verwechſeln mit Floretgarn, das 
zur Normalklaſſe tarifirt) iſt vom 25. Juni d. J. ab 
im Oſtdeutſch⸗Ruſſiſchen, Oſtdeutſch⸗Schleſiſch⸗Ruſſiſchen, 
Hamburg⸗Ruſſiſchen, Ruſſiſch⸗Rheiniſchen, Oſtdeutſch⸗ 
Rheiniſchen, Hamburg ⸗Preußiſchen⸗Deutſch⸗Polniſchen, 
Süd⸗Oſt⸗Preußiſchen Verband⸗ Güterverkehr aus der 
Normalklaſſe in die erwäßigte Klaſſe II. A. verſetzt. 

Bromberg, den 27. Juni 1870. 

Königliche Direction der Oſtbahn. 
Perſonal⸗ Chronik. 
12) Der Regierungs⸗Rath Klee iſt geſtorben, 
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der Regierungs⸗Aſſeſſor Herrmann Heinrich Friedrich 
Kolbe von Nienburg, Provinz Hannover, an das 
ſiolge Regierungs⸗Kollegium verſetzt und eingeführt 
worden. 

Die Verwaltung der Polizeianwaltſchaft in den 
zum Gerichtstagsbezirk von Gorzno gehörigen länd⸗ 
lichen Ortſchaften iſt dem jetzigen Bürgermeiſter von 
Gierszewski zu Gorzno übertragen worden. 


Der Staats⸗Anwalt Martins aus Schneide⸗ 
mühl iſt als Staats⸗Anwalt bei dem Königlichen 
Kreis⸗Gerichte zu Di. Crone, der Staats⸗Anwalts⸗ 
Gehülfe Knoff aus Marienburg als Staats⸗Anwalt 
bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Marienwerder 
und der Gerichts⸗Aſſeſſor Braunfhmeig aus Conitz 
als Staats⸗Anwalts⸗Gehilfe bei dem Königlichen 
Kreis⸗Gerichte zu Marienburg angeſtellt worden. 


Die Poſt⸗Expedienten Grundies in Thorn und 
Pahellas in Marienwerder find zu Poſt⸗Aſſiſtenten 
ernannt. 

Der Poſt⸗Expedienten⸗Anwärter Heidemann 
in Thorn iſt als Poſt⸗Expedient beſtätigt. 

Der Poſt⸗Expeditions⸗Gehilfe Ißmer in Arns⸗ 
felde iſt aus dem Poſtdienſte geſchieden. 

Der Packetträger Schwetke in Terespol iſt als 
Poſthausdiener nach Strasburg, Weſtpr., verſetzt. 

Erledigte Schulſtelle. 

13) Die 2. Schullehrerſtelle zu Kramsk wird 
zum 1. Oktober d. J. erledigt. — Lehrer katholiſcher 
Confeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
haben ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem 
Königl. Kreis⸗Schulinſpektor, Herrn Pfarrer Behrendt 
zu Konitz zu melden. 


———— „9906s „„ 


(Hierzu der öffentliche Anzeiger Nro. 27.) 


Redigirt im Bereau der Königlichen Regierung. 


Druck der Kanterſchen Hofbuchdruckere in. 


Extra-Beilage 
zum Amts-Slatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Dem beifolgenden Nachtrage vom 29. November v. J. 
zu den Statuten der Allgemeinen Renten- Capital⸗ 
und Lebensverſicherungsbank Teutonia zu 
Leipzig wird die in der Konzeſſion zum Geſchäftsbetriebe 
in Preußen vom 24. Juni 1861 vorbehaltene Genehmigung 
hierdurch ertheilt. Die Bedingungen dieſer Konzeſſion 
bleiben in Kraft. Berlin, den 17. April 1870. 


Der Miniſter für Handel, Der Miniſter des Innern. 
Gewerbe u. öffentl. Arbeiten. In Vertretung 

b. Itzenplitz. Bitter. 
Genehmigungs⸗Urkunde. 
Min. f. Handel ꝛc. IV. 5259. 
Min. d. Innern: I. A. 3133. 


Nachtrag zu den Statuten der Teutonia. 


Die 58 28 bis 45 der gegenwärtig geltenden Statuten der 
Teutonia kommen in Wegfall, und daflier treten die nachſtehenden 
Paragraphen in Kraft: 

$ 28. Die Rechte, welche den Actionären und den 
Verſicherten der Teutonia in ihrer Geſammtheit zuſtehen, 
werden durch die Generalverſammlung, durch den Ausſchuf 
und durch das Directorium ausgeübt. 


Geueralverſammlung. 

$ 29. In der Generalverſammlung können als ſtimm⸗ 
berechtigt nur Dispoſitionsfähige erſcheinen, und zwar: 

a) Actionäre, welche im ſtatutenmäßigen Beſitze 
mindeſtens Einer Actie find, auf welche die ausgeſchriebenen 
Einzahlungen geleiſtet worden, und 

b) Verſicherte, welche ſeit mindeſtens fünf Jahren 
dividendeberechtigt find, ſofern ihre Verſicherungen einen 
Geſammtzeitwerth von mindeſtens 100 Thalern haben. 
Zur Vertretung dividendeberechtigter Verſicherungen in der 
Generalverſammlung find diejenigen befugt, welchen nach 
$ 59 Eigenthumsrechte an der Bank zuſtehen. 

Der Umfang des Stimmrechts jedes Betheiligten 
richtet ſich nach dem Antheile, welchen er an dem Vermögen 
der Bank hat (vergl. g 14 und 9 21). Jedes volle hundert 
Thaler Vermögensantheil gewährt Eine Stimme. 

Berſicherungſcheine, die auf bereits verſtorbene Per⸗ 
ſonen lanten, berechtigen nicht zum Erſcheinen. 

Vor jeder Generalverſammlung hat die Bank ein 
Verzeichniß der nach dieſen Beſtimmungen ſtimmberechtigten 
Perſonen mit Angabe der auf jede entfallende Stimmenzahl 
anzufertigen. Dieſes ohne Namen, nur unter Angabe der 
Nummern der Actien, ſowie der Nummern der betreffenden 
Verſicherungſcheine, in Druck zu bringende Verzeichniß muß 
mindeſtens 21 Tage vor der Generalverſammlung im Bureau 
. Bank ausliegen. Exemplare deſſelben werden auf Ver⸗ 
ti 122 zur Theilnahme an der Generalſammlung Berech⸗ 
15 N; ien. Einwendungen gegen daſſelbe ſind bis acht 

züge vor ber nächſten Generalverſammlung bei dem Directo⸗ 
rium arzubtingen, welches über dieſelben zu entſcheiden hat. 
‚530. Bet dem Eintritt in die Generalverſammlung 
hat jeder Anweſende ſich über ſeine Perſon zu legitimiren 
und den nach dem vorgedachten Verzeichniß mit der Stimmen⸗ 
zahl ausgefüllten Stimmzettel zu empfangen. 


Bevollmächtigung iſt nicht geſtattet. Als Stellvertreter 
werden jedoch zugelaſſen Ehemänner, Vormünder und Cura⸗ 
toren. 

Abweſende ſind an die gefaßten Beſchlüſſe gebunden. 

$ 31. Die Einladung zu der Generalverſammlung hat 
das Directorium mit Angabe des Zweckes und unter Ein⸗ 
räumung einer Friſt von 30 Tagen nach 8 27 öffentlich 
bekannt zu machen. 

Die Leitung derſelben hat der Vorſitzende im Direc⸗ 
torium; ſie kann aber auch von dieſem einem Anderen über⸗ 
tragen werden. 

832. In der erſten Hälfte jedes Jahres findet eine 
ordentliche Generalverſammlung ſtatt. 

Außerordentliche General⸗Verſammlungen ſind abzu⸗ 
halten, ſobald der Ausſchuß oder das Directorium fie be⸗ 
ſchloſſen, oder eine Anzahl von zur Theilnahme an den 
Generalverſammlungen Berechtigter (ſ. $ 29.), welche zus 
ſammen mindeſtens ein Zehntheil aller für die letztworaus⸗ 
gegangene Generalverſammlung feſtgeſtellten Stimmen 
(gleichviel ob fie vertreten geweſen oder nicht) repräſentiren, 
eine ſolche bei dem Directorium beantragt hat. 

$ 33. Der Generalverſammlung ſteht inſonderheit zu: 

a) Die Einſicht und Prüfung der Jahres⸗Bilanz 
auf Grund des ihr vom Vorſitzenden des Directorium 
erftatteten Berichtes, die Beſtimmung der Abſchreibung an 
der Begründungsſchuld und der Gewinnvertheilung, und 
die Juſtification der Jahresrechnung: 

b) die Wahl von Mitgliedern des Ausſchuſſes (. 8 36); 

g e) die Entſcheidung über zwiſchen Ausſchuß und 
Directorium etwa beſtehende Differenzen; 

d) der Beſchluß wegen Erhöhung oder Vermin⸗ 
derung des Actiencapitals; 

e) der Beſchluß von Aenderungen der Statuten 
und von Zuſätzen zu denſelben; 

f) der Beſchluß wegen Auflöſung der Bank. 

$ 34. Die Generalverſammlung faßt ihre Beſchlüſſe 
nach einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
ſteht dem Vorſitzenden die entſcheidende Stimme zu. 

Nur daun, wenn es ſich um Widerruf der Beſtallung 
des Vereins⸗Vorſtandes, um Ausgabe neuer Actien oder 
um Aenderung oder Ergänzung der Statuten, oder endlich 
um freiwillige Auflöſung der Bank handelt, iſt zur Her⸗ 
ftellung eines gültigen Beſchluſſes eine Mehrheit von zwei 
Dritteln Stimmen nöthig. Der Beſchluß der freiwilligen 
Auflöſung der Bank erlangt überdies nur dann Gültigkeit, 
wenn er in zwei, mindeſtens zwölf Wochen auseinander 
liegenden Generalverſammlungen gleichmäßig gefaßt iſt. 

Bei Wahlen iſt, wenn eine abſolute Stimmenmehrheit 
im erſten Wahlgange ſich nicht ergiebt, eine Wiederholung 
der Wahl vorzunehmen, bei welcher relative Stimmenmehr⸗ 
heit und im Falle der Stimmengleichheit das Loos entſcheidet. 


$ 35. Ueber die Verhandlungen der Generalverſamm⸗ 
lung iſt — und zwar ſoweit geſetzlich nöthig, ein notarielles — 
Protokoll aufzunehmen, welches in der Generalverſammlung, 
auf die es ſich bezieht, vorzuleſen und von dem Vorſitzenden und 
mindeſtens zwei Ausſchußmitgliedern, wie zwei andern Theil⸗ 
nehmern an der Generalverſammlung zu unterzeichnen iſt. 


Auffichtrath. (Ansſchuß.) 

5 36. Der aus 12 Mitgliedern beſtehende Ausſchuß (vergl. 
Art. 225 des Allgem. d. Handelsgeſetzbuches) hat in Leipzig 
feinen Sitz. Zum Mitgliede wählbar iſt mit Ausnahme der Di⸗ 
rectoren und der Angeſtellten der Bank Jeder, der zur Theil⸗ 
nahme an den General⸗Verſammlungen nach $ 29 berechtigt 
iſt und im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte ſich befindet. 

In der jedes Jahr abzuhaltenden ordentlichen General⸗ 
verſammlung treten drei Mitglieder des Ausſchuſſes aus 
und werden zwei Mitglieder des Ausſchuſſes gewählt. Ein 
drittes Mitglied wird nach der Generalverſammlung von 
dem Ausſchuſſe ſelbſt gewählt. 

Die Reihe der Ausſcheidenden richtet ſich nach der 
Anciennität. Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

5 37. Innerhalb acht Tagen nach jeder ordentlichen 
Generalverſammlung hat der Ausſchuß aus ſeiner Mitte 
einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben zu 
wählen, welche als ſolche bis zur Wahl ihrer Nachfolger zu 
fungiren haben. Der Vorſitzende und deſſen Stellvertreter 
müſſen ihren Wohnſitz in Leipzig haben. 

Ebenfalls innerhalb des vorgedachten Zeitraums hat 
der Ausſchuß die Stellvertretung der Mitglieder des Direc⸗ 
torium zu ordnen, indem er feſtſtellt, in welcher Reihenfolge 
Mitglieder des Ausſchuſſes nöthigen Falles zur Uebernahme 
dieſer Function einzuberufen find (ſ. $ 44). 

Wenn aus irgend einem Grunde ein Mitglied des 
Ausſchuſſes außer der Reihe ausſcheidet, ſo hat der Ausſchuß 
durch Nachwahl aus der Zahl der nach $ 36 Qualificirten 
ſich zu ergänzen. Der auf ſolche Art in den Ausſchuß 
Gelangte iſt ſo lange Mitglied deſſelben, als der, au deſſen 
Stelle er getreten, zu fungiven gehabt hätte. — Der Austritt 
iſt den Ausſchußmitgliedern jederzeit geſtattet. 

§ 38. Der Vorſitzende des Ausſchuſſes ruft uach ſeinem 
Ermeſſen, oder auf Antrag von mindeſtens drei Mitgliedern 
des Ausſchuſſes, oder auf Antrag des Directorium den Aus⸗ 
ſchuß zuſammen, und giebt im Falle der Stimmengleichheit 
die entſcheidende Stimme ab. Zur Beſchlußfaſſung iſt die 
Anweſenheit von mindeſtens 7 Mitgliedern erforderlich. 

8 39. Zu gemeinſchaftlichen Sitzungen des Ausſchuſſes 
und des Directorium kann ſowohl der Vorſitzende des Aus⸗ 
ſchuſſes, als der Vorſitzende des Directorium einladen; in 
denſelben führt der, von welchem die Einladung ausgegan⸗ 
gen, den Vorſitz. 

5 40. Dem Ausſchuſſe liegen insbeſondere folgende 
Geſchäfte ob: 

a) die Wahl der Mitglieder des Directorium; die 
Feſtſtellung der Anzahl derſelben und der denſelben zu 
gewährenden Remuneration und der etwaigen ſonſtigen 
Anſtellungsbedingungen; 

b) auf Grund der Vorſtellungen und Vorſchläge 
des Directorium die Genehmigung der Anſtellung und 
Honorirung eines Bevollmächtigten im Sinne des $ 46 der 
Statuten und des Bank⸗Caſſirers und im Einvernehmen 
mit dem Directorium die Feſtſtellung der den Angeſtellten 
der Bank etwa aufzuerlegenden Cautſonen; 

e) die Ueberwachung des Directorium; 

d) die Prüfung der Jahresrechuungen der Bank 
(wobei der Bericht eines vereideten, vom Ausſchuſſe beſtellten 
Reviſors zu hören), und nach Richtigbefinden die Mitunter⸗ 
ſchrift derſelben durch den Vorſitzenden und zwei von ihm 
dazu requirirte Mitglieder des Ausſchuſſes. 


Vorſtaud. (Direetorium.) 


941. Das außer dem Vorſitzenden mindeſtens aus drei 


Mitgliedern beſtehende Directorium (vergl Allgem. d. Han⸗ 


delsgeſetzbuch Art. 227) hat in Leipzig ſeinen Sitz. Mitglieder 
deſſelben tönnen nur ſolche Perſonen ſein, welche dispoſitious⸗ 
berechtigt und im Veſitze der bürgerlichen Ehrenrechle ſind. 

Das Direttorium wählt feinen Vorſitzenden und einen 
Stellvertreter deſſelben. Aus dem Divectorium ſcheidet in 
der Regel und ſoweit nicht durch die Anſtellungsbedingungen 
(cf. 540 a) etwas anderes feſtgeſtellt worden, jedes Jahr nach Ge⸗ 
nehmigung der Jahresrechnung ein Mitglied aus. Das ausge⸗ 
tretene Mitglied ift wieder wählbar. Die Reihe des Ausſchei⸗ 
dens erfolgt nach der Auciennität. Der Austritt iſt den Mit⸗ 
gliedern des Directorium jederzeit geſtattet. (Vergl. § 40a.) 

$ 42. Die Namen der Directoren ſind, ſo oft eine 
Veränderung in der Zuſammenſetzung des Directorium 
vorgeht, ſofort und jedes Mal unter Bezeichnung des Vor⸗ 
figenden als ſolchen öffentlich bekannt zu machen (f. $ 27). 
Durch dieſe Bekanntmachung werden die Directorialmitglieder 
als Vertreter der Bank legitimirt. Die Legitimation der Beam⸗ 
ten der Bank geſchieht durch Beſcheinigung des Directorium. 

8 43. Der Vorſitzende des Directorium leitet den 
Geſchäftsgang der Bank. 

6 44. Das Directorium iſt beſchlußfähig, ſobald 
mindeſtens drei Mitglieder gegenwärtig ſind. Wenn der 
Fall einträte, daß wegen Behinderung von Directorialmit⸗ 
gliedern ein Beſchluß des Divectorium nicht zu Stande zu 
bringen wäre, ſo iſt die Ergänzung des Directorium aus 
der Zahl der Ausſchußmitglieder zu bewirken nach der 
Reihenfolge, welche der Ausſchuß (ſ. $ 37) feſtgeſtellt hat. 

6 45. Das Directorium faßt feine Beſchlüſſe durch 
einfache Majorität. Bei Stimmengleichheit ſteht dem Vor⸗ 
ſitzenden eine entſcheidende Stimme zu. 


Im Zuſammenhange mit vorſtehender Statutenänderung 
miiſſen noch folgende einzelne Paragraphen der Statuten wie 
nachſtel end abgeändert werden. 

9 18. Auſtatt: „und das Ergebniß öffentlich bekaunt zu 
machen“ iſt zu ſetzen: 

„und das Ergebniß der Generalverſaumlung zur 
Genehmigung vorzutragen.“ 

8 50 erhält folgende Faſſung: 

5 50. Das Directorium kann ſich nach Be⸗ 
dürfniß einen Syndicus zuordnen. Es hat den⸗ 
ſelben zu wählen und deſſen Honorar feſtzuſtellen. 

Dem Syndicus liegt ob: 

a) Das Protocol über die Directorialſitzungen zu 
führen; 

p) fein Gutachten in allen rechtlichen Angelegen⸗ 
heiten zu ertheilen. 

Ju 5 51 fallen die Worte: „und vom Ausſchuſſe beſtätigt“, 

ſowie „welches der Ausſchuß zu genehmigen hat“ weg. 

85 73—75 fallen weg und dafür iſt zu ſetzeu: 

„5 73. Die Auflöſung der Bank muß erfolgen, 
ſobald Concurs zu deren Vermögen ausbricht. 
Außerdem kann dieſelbe nur ſtattfinden, wenn die 
Generalverſammlung ſie beſchließt (. 5 33 f. u. 
§ 34). Sobald ein Antrag auf Auflöſung der 
Bank auf die Tagesorbnung einer General ver⸗ 
ſammlung geſetzt werden ſoll, hat das Directorium 
der Staatsregierung die bevorſtehende General 
verſammlung anzuzeigen. 

576 erhäll die Bezeichnung 5 745977 wird 5 75 undd 78 fällt weg · 


Tranſitoriſche Beſtimmung. 

Die zur Zeit fungirenden Ausſchußmitglieder gelten 
gleich ſolchen, die auf Grund des gegenwärtigen Nachtrags * 
gewählt find. 

Leipzig, am 29. November 1869. 


Leipzig. C. G. Naumann. 


